
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Investitionsabzugsbetrag für 
Wohnmobil: Fahrtenbuch ist 
quasi verpflichtend

Wer in den kommenden Jahren die An-
schaffung oder Herstellung von beweg-
lichen Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens plant, darf bereits heute einen 
Investitionsabzugsbetrag (IAB) gewinnmin-
dernd abziehen (§ 7g EStG). Der IAB beträgt 
bis zu 40 Prozent der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Er 
ist an bestimmte Größenmerkmale des Be-
triebs geknüpft. Voraussetzung ist ferner, 
dass die geplante Investition innerhalb 
von drei Jahren vorgenommen wird und 
vor allem, dass das Wirtschaftsgut eine 
gewisse Zeit lang ausschließlich oder fast 
ausschließlich betrieblich genutzt wird. 
Liegt diese Voraussetzung nicht vor, muss 
der IAB rückgängig gemacht werden. Oben-
drein ist der nachzuzahlende Steuerbetrag 
zu verzinsen, so dass die Geltendmachung 
eines IAB nur dann angezeigt ist, wenn eine 
Investition tatsächlich ernsthaft geplant 
ist.

Wer einen IAB und später die Sonderab-
schreibung nach § 7g EStG geltend machen 
will, muss das Wirtschaftsgut im Jahr der 
Anschaffung oder Herstellung und im Fol-
gejahr zu mindestens 90 Prozent betrieb-
lich nutzen. Während diese Grenze bei 
„klassischen“ Anlagegütern, die de facto 
nicht privat genutzt werden können, sel-
ten zu Streitigkeiten mit dem Finanzamt 
führt, ist dies bei Firmen-Pkw anders. Hier 
verlangen die Finanzämter üblicherweise, 
dass eine mindestens 90-prozentige Nut-
zung nachgewiesen wird, und zwar in der 
Regel durch Führung eines Fahrtenbuchs. 
Dadurch ist es nahezu unmöglich, den IAB 
für einen Firmenwagen zu bilden oder zu 
„behalten“, für den die Ein-Prozent-Rege-
lung angewandt werden soll. 

Im vergangenen Jahr hat das Finanzgericht 
Münster die Haltung der Finanzverwaltung 
bestätigt: Die für Zwecke des IAB erfor-
derliche fast ausschließliche betriebliche 
Nutzung eines Pkw ist grundsätzlich durch 
ein Fahrtenbuch nachzuweisen, und zwar 
durch ein ordnungsgemäß geführtes (Urteil 
vom 20.7.2019, 7 K 2862/17 E). Jüngst hat das 
FG Münster zudem entschieden, dass auch 
die betriebliche Nutzung eines Wohnmo-

bils für Zwecke des IAB grundsätzlich nur 
per Fahrtenbuch nachgewiesen werden 
kann (Urteil vom 18.2.2020, 6 K 46/17 E, G). 

Dem Urteil lag folgender Sachverhalt zu-
grunde: Im Betriebsvermögen des Klägers 
befand sich ein Wohnmobil, das dieser für 
Fahrten zu seinen Kunden nutzte, um bei 
Stillständen in den Produktionsanlagen 
der Kunden schnell vor Ort sein zu können 
und um kostenintensive Hotelaufenthalte 
zu vermeiden. Für das Wohnmobil mach-
te der Kläger einen IAB in Höhe von 30.000 
Euro gewinnmindernd geltend. Zwar führ-
te er ein Fahrtenbuch, offenbar aber nicht 
korrekt. Das Finanzamt war daher der Auf-
fassung, dass der geldwerte Vorteil für die 
Privatnutzung nach der Ein-Prozent-Rege-
lung zu bewerten sei. Zum anderen kön-
ne im Falle der Bewertung einer privaten 
Pkw-Nutzung anhand der Ein-Prozent-Re-
gel die für den IAB erforderliche „fast aus-
schließlich betriebliche Nutzung” nicht 
angenommen werden, so dass der IAB und 
die spätere Sonderabschreibung rückgän-
gig zu machen seien. Für ein Wohnmobil 
gelte insoweit keine andere Handhabung. 
Die hiergegen gerichtete Klage hatte kei-
nen Erfolg. 
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Praxistipp:
Falls in 2017 IAB berücksichtigt 
wurden, müssen die Investitionen 
eigentlich bis zum 31.12.2020 erfolgen 

- oder die Abzugsbeträge müssen 
aufgelöst und verzinst werden. In 
vielen Fällen ist eine Investition 
infolge der Corona-Krise aber nicht 
wie geplant möglich. Zur Vermeidung 
negativer Effekte wird die Frist für IAB, 
deren dreijährige Investitionsfrist in 
2020 ausläuft, um ein Jahr auf vier 
Jahre verlängert. Zudem plant der 
Gesetzgeber weitere, umfassende Än-
derungen zum IAB, über die wir noch 
gesondert informieren werden, so-
bald diese verabschiedet worden sind. 
Um Missverständnisse zu vermeiden: 
Der o.g. Fall ist von der gewerblichen 
Wohnmobilvermietung abzugrenzen. 
Es wäre wohl zu viel verlangt, wenn 
bei jedem Wohnmobil des Betriebs-
vermögens ein Fahrtenbuch geführt 
werden müsste. 

Gewerbesteuer: Voraussetzungen 
für „eigenständige“ Gewerbebetriebe

Übt ein Unternehmer verschiedene ge-
werbliche Tätigkeiten aus oder verfügt 
sein Gewerbetrieb über Zweigstellen bzw. 
mehrere Niederlassungen, so stellt sich 
stets die Frage, ob insoweit eigenständige 
Betriebe gegeben sind. Die Interessenlage 
kann dabei unterschiedlicher Natur sein: 
Wer Verluste einer gewerblichen Tätigkeit 
mit Gewinnen aus einer anderen Tätigkeit 
gewerbesteuerlich verrechnen will, möchte 
in der Regel einen einzigen Gesamtbetrieb 
sein Eigen nennen, während die Sache 
anders aussieht, wenn beide Tätigkeiten 
Gewinne erwirtschaften und der gewer-
besteuerliche Freibetrag von 24.500 Euro 
mehrfach genutzt werden soll. Dann wäre 
es schön, wenn zwei Gewerbebetriebe vor-
liegen und der Freibetrag doppelt genutzt 
werden könnte. Kürzlich hat das Finanzge-
richt Düsseldorf in diesem Zusammenhang 
entschieden, dass zwei Tankstellen dessel-
ben Pächters einen einheitlichen Gewerbe-
betrieb darstellen (Urteil vom 23.6.2020, 10 
K 197/17 G).

Der Sachverhalt: Der Kläger betrieb inner-
halb einer Gemeinde auf derselben Straße 
zwei Tankstellen. Die Entfernung zwischen 
den beiden Tankstellen betrug ca. 600 
Meter. Er stritt mit dem Finanzamt darü-
ber, ob diese beiden Tankstellen als zwei 
gesonderte Gewerbebetriebe anzusehen 
waren und ihm folglich für beide Betrie-
be jeweils ein Gewerbesteuerfreibetrag zu 
gewähren war. Das Finanzamt vertrat die 
Auffassung, dass die beiden Tankstellen 
einen einheitlichen Gewerbebetrieb bilden 

würden. Infolgedessen addierte es die er-
zielten Ergebnisse der beiden Tankstellen 
und gewährte den Gewerbesteuerfreibe-
trag nur einmal. Der Kläger war hingegen 
der Ansicht, dass zwischen den beiden 
Tankstellen kein finanzieller, organisatori-
scher und wirtschaftlicher Zusammenhang 
bestanden habe. Beide Betriebe seien se-
parat geführt worden. Doch Einspruch und 
Klage blieben erfolglos.

Die Begründung: Die beiden Tankstellen 
seien nicht vollkommen selbstständig ge-
führt worden. Es habe zwar kein finanzi-
eller Zusammenhang bestanden, weil für 
beide Tankstellen Bankkonten und Buch-
haltung getrennt geführt worden seien. 
Dies reiche aber nicht aus. In organisato-
rischer und wirtschaftlicher Hinsicht habe 
zwischen den beiden Tankstellen ein nicht 
unwesentlicher Zusammenhang bestan-
den. 

Für beide Tankstellen habe zudem mit 
dem gleichen Franchisegeber ein Vertrag 
bestanden, so dass die Waren von den 
gleichen Lieferanten bezogen worden sei-
en. Zudem habe - jedenfalls in Ausnahme-
fällen - zwischen den beiden Tankstellen 
ein Austausch von Waren und Personal 
stattgefunden. Hinzu komme die räumli-
che Nähe der beiden Tankstellen sowie die 
gleichartige Betätigung. Gegen das Urteil 
ist die Revision zugelassen worden.

Praxistipp:
Nach der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs sprechen unter 
anderem folgende Kriterien für die 
Annahme von zwei einzelnen Betrie-
ben: räumliche Trennung, gesonderte 
Buchführungen, eigenes Personal, 
jeweils eigene Verwaltungen und 
eigenes Anlagevermögen, ungleichar-
tige betriebliche Tätigkeiten, ein 
jeweils eigener Kundenstamm und 
eine die Eigenständigkeit ermögli-
chende interne Organisation. Diese 
Merkmale brauchen zwar nicht sämt-
lich vorzuliegen, aber eine gewisse 
Selbständigkeit der beiden Betriebe 
ist erforderlich.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Aktuelles zur Umsatzsteuer: Vermietung 
des Home-Office an den Arbeitgeber

Immer mehr Arbeitnehmer sind vom hei-
mischen Büro - neudeutsch Home-Office 
- aus tätig. Zuweilen vermieten Arbeitneh-
mer ihr häusliches Büro oder eine ganze 
„Arbeitswohnung“ auch an den Arbeitge-
ber, weil ein vorrangig betriebliches Inte-
resse des Arbeitgebers an der Nutzung der 
Räumlichkeiten besteht. Neben einkom-

mensteuerlichen Fragen sind auch umsatz-
steuerliche Fragen zu klären, wenn bei der 
Vermietung zulässigerweise zur Umsatz-
steuerpflicht optiert wird.

Diesbezüglich musste sich der Bundes-
finanzhof jüngst mit der Frage befassen, 
ob und inwieweit ein Vorsteuerabzug aus 
der Renovierung eines Bades möglich ist, 
wenn eine ganze Einliegerwohnung an den 
Arbeitgeber vermietet wird. Sein Urteil: 
Vermietet ein Arbeitnehmer eine Einlie-
gerwohnung als Home-Office an seinen 
Arbeitgeber für dessen unternehmerische 
Zwecke, kann er grundsätzlich die ihm 
für Renovierungsaufwendungen in Rech-
nung gestellte Umsatzsteuer als Vorsteuer 
steuermindernd geltend machen. Dies gilt 
nicht nur für die Auf-wendungen zur Re-
novierung des beruflich genutzten Büros 
oder Besprechungsraums, sondern auch 
für Aufwendungen eines Sanitärraums; 
ausgeschlossen vom Abzug sind dagegen 
die Aufwendungen für ein mit Dusche und 
Badewanne ausgestattetes Badezimmer 
(BFH-Urteil vom 7.5.2020 V R 1/18).

Der Sachverhalt: Die Kläger sind Eigentümer 
eines Gebäudes, das sie im Obergeschoss 
selbst bewohnen. Eine Einliegerwohnung 
mit Büro, Besprechungsraum, Küche und 
Bad/WC im Erdgeschoss vermieteten sie 
als Home-Office des Klägers umsatzsteuer-
pflichtig an dessen Arbeitgeber. Die Kläger 
renovierten das Home-Office und bezogen 
hierfür Handwerkerleistungen, von denen 
25.780 Euro auf die Renovierung des Bade-
zimmers entfielen. Die hierauf entfallende 
Umsatzsteuer machten sie im Rahmen ih-
rer Umsatzsteuererklärung als Vorsteuer 
geltend. Im Anschluss an eine Ortsbesich-
tigung ordnete das Finanzamt die Aufwen-
dungen für das Badezimmer dem privaten 
Bereich zu und erkannte die hierauf entfal-
lenden Vorsteuerbeträge nicht an.

Das Finanzgericht gab der Klage nur inso-
weit statt, als es um die Aufwendungen für 
die Sanitäreinrichtung (vor allem Toilette 
und Waschbecken) ging. Die dagegen ein-
gelegte Revision, mit der die Kläger einen 
weitergehenden Vorsteuerabzug begehr-
ten, wies der BFH als unbegründet zurück. 
Danach berechtigen Aufwendungen zur 
Reno-vierung eines an den Arbeitgeber 
vermieteten Home-Office grundsätzlich 
zum Vorsteuerabzug, soweit es beruflich 
genutzt wird. Bei einer Bürotätigkeit kann 
sich die berufliche Nutzung auch auf einen 
Sanitärraum erstrecken, nicht jedoch auf 
ein mit Dusche und Badewanne ausgestat-
tetes Badezimmer.

- Seite 2 -



Mandanteninfo September 2020

Praxistipp:
Einkommensteuerlich sind die Folgen 
übrigens andere: Hier sind die Reno-
vierungskosten für das Badezimmer 
bei der Ermittlung der Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung nämlich 
komplett, also inklusive der Aufwen-
dungen für Dusche und Badewanne, 
zu berücksichtigen (BFH-Urteil vom 
17.4.2018, IX R 9/17). Doch das muss 
nicht von Vorteil sein. Denn: Vermietet 
der Steuerpflichtige eine Einlieger-
wohnung als Home-Office an seinen 
Arbeitgeber für dessen betriebliche 
Zwecke, kann er Werbungskosten 
nur geltend machen, wenn eine 
Überschusserzielungsabsicht vorliegt. 
Dazu ist zumindest in jüngeren Fällen 
eine Prognoserechnung erforderlich, 
die einen so genann-ten Totalüber-
schuss ergeben muss. Und dieser 
wiederum ist nur schwer zu erzielen, 
wenn hohe Renovierungskosten 
aufgewendet werden.

Immobilienbesitzer

Grunderwerbsteuer: Auch Erwerb 
eines Mobilheims ist steuerpflichtig 

Die Grunderwerbsteuer kann bis zu 6,5 
Prozent des Kaufpreises betragen. Sie 
wird aber nicht nur beim Kauf von Grund 
und Boden oder eines massiv errichteten  
Gebäudes fällig, sondern auch bei der 
Übertragung eines Mobilheims, wie das 
Finanzgericht Münster mit Urteil vom 
18.6.2020 (8 K 786/19 GrE,F) entschieden 
hat.

Die Klägerin erwarb im Jahr 2018 ein „Klein-
wochenendhaus“ auf einem Pachtgrund-
stück nebst Zubehör für 10.000 Euro und 
verpflichtete sich zugleich, mit dem Grund-
stückseigentümer einen Pachtvertrag ab-
zuschließen. Über das Haus existiert ein 
vom Deutschen Mobilheim Verband e.V. 
ausgestellter „Mobilheimbrief“, der unter 
anderem eine Fahrgestellnummer und die 
Maße des Hauses (8,35 m Länge, 3,10 m 
Breite, 2,98 m Höhe) sowie dessen Gewicht 
(4.250 kg) enthält. Es steht auf Holzbalken 
und ist an die Kanalisation und das Strom-
netz angeschlossen. Im Pachtvertrag, der 
für zehn Jahre abgeschlossen wurde, ver-
pflichtete sich die Klägerin unter anderem, 
den Verpächter bei einer Veräußerung des 
Hauses zu informieren, damit dieser ent-
scheiden könne, mit wem er einen Pacht-
vertrag abschließt. Die Klägerin zog in das 
Haus ein und meldete dort ihren Wohnsitz 
an.

Das Finanzamt unterwarf den Vorgang der 
Grunderwerbsteuer und ging dabei von 
einer Bemessungsgrundlage in Höhe von 

9.000 Euro (Kaufpreis abzgl. 1.000 Euro 
für Inventar) aus. Die hiergegen gerichtete 
Klage hatte keinen Erfolg. Der Vertrag über 
das Mobilheim unterliegt der Grunder-
werbsteuer.

Die Begründung des Gerichts: Das Mo-
bilheim sei zunächst als Gebäude auf 
fremdem Grund und Boden anzusehen. 
Es weise die für die Gebäudeeigenschaft 
erforderliche feste Verbindung zur Grund-
fläche sowie die nötige Ortsfestigkeit und 
Beständigkeit auf. Aus dem Gewicht des 
Hauses und dessen Alter von fast 40 Jahren 
sei davon auszugehen, dass es nur mit gro-
ßem Aufwand und nicht ohne Risiko einer 
Zerstörung transportiert werden könne. 
Zudem müsse vorher die Terrasse entfernt 
werden. Für eine ortsfeste Aufstellung 
spreche auch, dass es sich seit mindestens 
30 Jahren an derselben Stelle befinde, an 
die Kanalisation sowie an das Stromnetz 
angeschlossen und umzäunt sei. Die Höhe 
der Bemessungsgrundlage sei im Hin-
blick auf den für das Inventar angesetzten 
Ab-zugsbetrag nicht zu beanstanden, da 
die Klägerin den Wert des Zaunes, der Ter-
rasse und der Bepflanzung nicht konkreti-
siert habe.

Kapitalanleger

Aktientausch: Hewlett-Packard-Aktionä-
re sollten Besteuerung überprüfen

Die Hewlett-Packard Company (HPC) führte 
im Jahr 2015 eine Kapitalmaßnahme durch. 
Zum 31.10.2015 änderte sie ihren Namen in 
Hewlett-Packard Incorporated (HPI). An-
schließend übertrug sie zum 1.11.2015 ihr 
Unternehmenskundengeschäft im Wege 
eines „Spin-offs“ auf eine Tochtergesell-
schaft, die HPE. Die Aktionäre erhielten für 
eine alte Aktie der HPC eine Aktie der um-
benannten Gesellschaft HPI und zusätzlich 
eine Aktie der HPE. Für die Aktie der HPI 
wurde von einer internationalen Agentur 
eine neue internationale Wertpapiernum-
mer (ISIN) erteilt. Soweit erkennbar, haben 
die depotführenden Banken auf die Ausga-
be der Aktien der HPE Kapitalertragsteuer 
einbehalten, da es sich um eine steuer-
pflichtige Sachausschüttung gehandelt 
habe. Und auch die Finanzämter scheinen 
dieser Auffassung ganz überwiegend zu 
folgen und halten die Besteuerung der Ak-
tienzuteilung für zu-treffend.

Doch zumindest drei Finanzgerichte haben 
entschieden, dass die Aktionäre der HPC 
durch die Ausgabe der Aktien der HPE kei-
ne steuerpflichtigen Einkünfte erzielt ha-
ben (FG Düsseldorf, Urteil vom 29.1.2019, 13 
K 2119/17 E; FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
21.8.2019, 1 K 2295/17; FG München, Urteil 
vom 19.12.2019, 8 K 981/17).

Die Zuteilung der Aktien der HPE sei kein 
steuerpflichtiger Vorgang. Anzuwenden 
seien die einkommensteuer-rechtlichen 
Sondervorschriften für Kapitalmaßnah-
men. Der von der HPI durchgeführte „Spin-
off“ sei eine Abspaltung im Sinne dieser 
Sondervorschriften. Diese Abspaltung löse 
im Zeitpunkt der Zuteilung der Aktien keine 
Be-steuerung aus. In seiner Urteilsbegrün-
dung hat zum Beispiel das FG Düsseldorf 
ausführlich zu dem Begriff der „Abspal-
tung“ Stellung genommen. Dabei hat es 
der Verwaltungsanordnung der Finanzver-
waltung (BMF-Schreiben vom 20.03.2017, 
BStBl I 2017, 431) widersprochen, wonach 
bei einer Abspaltung von einem nicht im 
EU/EWR-Raum ansässigen Unternehmen 
die ISIN des abspaltenden Unternehmens 
erhalten bleiben müsse. Die Vergabe einer 
neuen ISIN für die lediglich umbenannte 
Gesellschaft hielt das Gericht für unschäd-
lich.

Praxistipp:
Das FG Düsseldorf wies darauf hin, 
dass die Aktienzuteilung zu einem 
späteren Zeitpunkt steuerlich relevant 
werden könne. Eine abschließende 
steuerrechtliche Beurteilung des 
Vorgangs sei bei der Veräußerung der 
betreffenden Aktien vorzunehmen. 
Alle Finanzgerichte haben im Übrigen 
die Revision zugelassen (Az. beim 
BFH: VIII R 9/19, VIII R 6/20 und VIII 
R 28/19). Anleger sollten die Besteu-
erung daher bis auf Weiteres nicht 
hinnehmen.

Alle Steuerzahler

Kinderbetreuungskosten:  
Auch reiner Fahrtkostenersatz  
ist steuerlich abziehbar

Kinderbetreuungskosten sind unter be-
stimmten Voraussetzungen als Sonderaus-
gaben absetzbar, und zwar mit zwei Drittel 
der Aufwendungen, höchstens 4.000 Euro 
je Kind. Begünstigt sind Dienstleistungen 
zur Betreuung eines Kindes, das zum Haus-
halt des Steuerpflichtigen gehört und das 
14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
Zeitlich unbegrenzt kann ein Abzug erfol-
gen, wenn das Kind behindert ist, diese 
Behinderung vor dem 25. Geburtstag ein-
getreten ist und das Kind außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten.

Die Kinderbetreuungsleistungen müssen 
in einer Rechnung oder einem Vertrag 
aufgeführt werden. Aufwendungen für 
Betreuungsleistungen, die lediglich auf 
familiärer Grundlage oder aufgrund einer 
bloßen Gefälligkeit erfolgen, sind zudem 
nicht abzugsfähig. Etwas anderes gilt aber 
für Fahrtkostenerstattungen an die Be-
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treuungsperson: Erstatten Sie der Groß-
mutter die Fahrtkosten für Bus, Bahn oder 
Taxi oder pauschal 30 Cent pro Kilometer 
für die Fahrt mit dem eigenen Pkw, dann 
können Sie diese Aufwendungen als Kin-
derbetreuungskosten steuerlich geltend 
machen. Das gilt auch bei einer ansonsten 
unentgeltlichen Kinderbetreuung durch 
die Großmutter (z.B. FG Baden-Württem-
berg vom 9.5.2012, EFG 2012 S. 1439).

Praxistipp:
Voraussetzung ist aber, dass die 
Betreuungsperson eine Rechnung 
über die Fahrtkosten ausstellt, die 
zudem unterschrieben ist. Zudem 
muss der Betrag überwiesen werden 
(BMF-Schreiben vom 14.3.2012, BStBl. 
2012 I S. 307, Tz. 5; § 10 Abs. 1 Nr. 5 
EStG).

Auch wenn keine strengen Anforderungen 
an die „Rechnung“ gestellt werden, so ist 
dennoch zu empfehlen, die Fahrten genau 
aufzulisten. Ein Urteil des Finanzgerichts 
Nürnberg vom 12.8.2019 (4 K 936/18) zeigt 
im Übrigen, dass auch der „Verwendungs-
zweck“ im Überweisungsträger keine Zwei-
fel aufkommen lassen sollte. 

Im Urteilsfall machten die Kläger Kinder-
betreuungskosten geltend. Diese entfielen 
weitestgehend auf den Fahrtkostenersatz 
an die Großeltern anlässlich der Betreu-
ung der beiden Kinder. Zum Nachweis der 
Zahlungen wurden dem Finanzamt auch 
Kontoauszüge vorlegt. Ein Betreff war der 
Überweisung indes nicht zu entnehmen. 
Zudem wurde ein überwiesener Betrag in 
gleicher Höhe vom Großvater zurücküber-
wiesen, und zwar mit dem Betreff „Be-
kannt“ und nur wenige Tage nach der 
vorherigen Überweisung. Eine schlüssige 
Erklärung konnten die Kläger da-für nicht 
liefern, so dass ihre Kinderbetreuungskos-
ten nicht anerkannt wurden.

Praxistipp:
Das Gesagte gilt nur für den Abzug 
von Kinderbetreuungskosten. Im Fall 
der so genannten haus-haltsnahen 
Dienstleistungen (§ 35a EStG) hat das 
FG des Saarlandes entschieden, dass 
die Steuerermäßigung nicht gewährt 
wird, wenn ein Kind die Wohnung 
eines Elternteils reinigt, ihm bei 
notwendigen Einkäufen behilflich ist 
und dafür nachweislich nur Fahrtkos-
tenerstattungen erhält (Urteil vom 
15.2.2019, 1 K 1105/17). Hier ist die 
Rechtsprechung also strenger.

Kindergeld: Ausschlussfrist für  
rückwirkende Gewährung greift  
oftmals nicht 

Es gibt zahlreiche Fälle, in denen Eltern zu-
nächst irrtümlich davon ausgegangen sind, 
für ihr Kind kein Kindergeld zu erhalten. 
Zwar können sie den Antrag auf Kindergeld 
auch noch nachträglich stellen, doch wird 
die staatliche Leistung dann nur für die 
letzten sechs Monate gezahlt. 

Der Gesetzgeber hatte diesbezüglich zum 
1.1.2018 eine - umstrittene - Vorschrift ins 
Kindergeldrecht eingeführt, und zwar § 66 
Abs. 3 EStG, die allerdings mit Wirkung zum 
18.7.2019 wieder modifiziert worden ist. 
Jedenfalls ist eine ganze Reihe von Fällen 
streitig, bei den etwa im Jahre 2018 das 
Kindergeld rückwirkend für das ganze Jahr 
2017 beantragt worden ist. Die Familien-
kassen haben dann das Kindergeld oftmals 
zwar für das ganze Jahr 2017 festgesetzt, 
aber nur für sechs Monate ausgezahlt.

Doch nun erhalten die betroffenen El-
tern Hilfe vom Bundesfinanzhof. In weni-
gen Worten ausgedrückt lautet sein Ur-
teil: Wenn Kindergeld festgesetzt wird, 
ist es auch auszuzahlen (BFH-Urteil vom 
19.2.2020, III R 66/18).

Der Sachverhalt: Der Kläger ist der Vater 
einer im Februar 1997 geborenen Tochter. 
In einem bereits 2015 gestellten Antrag gab 
der Kläger an, dass seine Tochter ab Sep-
tember 2015 eine Ausbildung zur Erzieherin 
aufnehmen wolle. Die Familienkasse setzte 
daraufhin zunächst Kindergeld fest, hob 
die Kindergeldfestsetzung aber im Juli 2015 
mangels Vorlage eines Ausbildungsnach-
weises wieder auf. Mit einem dann erst im 
April 2018 bei der Familienkasse eingegan-
genen Antrag begehrte der Kläger erneut 
Kindergeld, dieses Mal sogar bereits für 
den Zeit-raum ab August 2015. Die Famili-
enkasse setzte in einem Bescheid vom Ap-
ril 2018 laufendes Kindergeld ab dem Mo-
nat August 2015 fest. Die Nachzahlung von 
Kindergeld beschränkte sie jedoch auf den 
Zeitraum von Oktober 2017 bis April 2018 (= 
sechs Monate). 

Das Finanzgericht gab der dagegen ge-
richteten Klage statt und erkannte einen 
Nachzahlungsanspruch auch für die Mo-
nate August 2015 bis September 2017 an. 
Der BFH stimmt der Vorinstanz zu. Da die 
Familienkasse im Streitfall das Kindergeld 
über den Sechs-Monats-Zeitraum hinaus 
rückwirkend festgesetzt hatte, hielt sie der 
BFH auch für verpflichtet, das Kindergeld in 
diesem Umfang an den Kläger auszuzahlen.

Praxistipp:
Seit dem 18.7.2019 sind die rückwir-
kende Festsetzung und Auszahlung 
des Kindergeldes klarer geregelt. § 66 
Abs. 3 EStG wurde aufgehoben, dafür 
heißt es nun in § 70 Abs. EStG: „Die 
Auszah-lung von festgesetztem Kin-
dergeld erfolgt rückwirkend nur für 
die letzten sechs Monate vor Beginn 
des Monats, in dem der Antrag auf 
Kindergeld eingegangen ist.“ Nun 
wird das Kindergeld also, selbst wenn 
es für ein ganzes Jahr rückwirkend 
festgesetzt wird, tatsächlich nur für 
die letzten sechs Monate ausge-
zahlt. Im Gegenzug werden nun aber 
wenigstens die kindbedingten Ver-
güns-tigungen in der Steuererklärung 
gewährt, wenn das Kindergeld nicht 
ausgezahlt wurde. Dies wie-derum 
ergibt sich aus einer Gesetzesände-
rung des § 31 EStG. Zugegeben: Leicht 
verständlich ist das nicht und selbst 
Experten beißen sich zuweilen an dem 
Zusammenspiel der unterschiedlichen 
Paragrafen des Kinder-geldrechts die 
Zähne aus.
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